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83. D E K R E T  – zu den Gestellungsleistungen für Ordens-
angehörige: Gestellungsgelder 2023 

 
Die Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands (VDD) hat 
in ihrer Sitzung am 21. Juni 2022 die Höhe der Gestellungsgelder 2023 zur 
Inkraftsetzung in den (Erz-)Diözesen einstimmig beschlossen und zur 
Umsetzung empfohlen. 

Diesem Beschluss folgend werden die Gestellungsgelder ab dem 1. Januar 
2023 wie folgt festgesetzt: 

Gestellungsgruppe EUR / Jahr EUR / Monat 

I 76.320 6.360 

II 63.000 5.250 

III 46.200 3.850 

IV 39.000 3.250 

 
Dresden, den 24. August 2022 
 
 
Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

84. D E K R E T  – Inkraftsetzung von Beschlüssen der 
Bundeskommission (Caritas) 

 
Die Bundeskommission beschließt: 

 
A. 

Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2022 
Änderungen in Anlage 30 und Anlage 14 AVR 

 
I. In § 2 Satz 2 Anlage 30 AVR werden die Wörter „in Höhe von 

27,86 Euro“ durch die Wörter „ab 1. Juli 2022 in Höhe von 28,79 Euro“ 
ersetzt. 

II. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 wird § 4 Anlage 30 AVR wie folgt 
geändert: 

1. § 4 Anlage 30 AVR erhält folgende Bezeichnung: 

„§ 4 Arbeit an Sonn- und Feiertagen sowie an Wochenenden“ 

2. Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 
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„(4) 1Abeitsleistungen (regelmäßige Arbeit, Bereitschafts-
dienst, Rufbereitschaft) am Wochenende (Freitag ab 21 Uhr bis 
Montag, 5 Uhr) dürfen an höchstens zwei Wochenenden im Kalen-
dermonat angeordnet werden. 2Abweichend davon darf je Kalen-
dervierteljahr für ein weiteres Wochenende Arbeitsleistung ange-
ordnet werden. 3Die Arbeitsleistung wird jeweils dem Kalender-
monat zugeordnet, in dem sie begonnen hat. 4Darüber hinaus 
dürfen weitere Arbeitsleistungen (regelmäßige Arbeit, Bereit-
schaftsdienst, Rufbereitschaft) nur angeordnet werden, wenn 
andernfalls eine Gefährdung der Patientensicherheit droht. 
5Wochenenden, an denen gemäß Satz 4 weitere Arbeitsleistung 
angeordnet wurde, sind innerhalb der nächsten drei Kalender-
monate als zusätzliche Wochenenden ohne Arbeitsleistung zu 
gewähren. 6Dies gilt nicht für Arbeitsleistungen, die an dem ersten 
weiteren Wochenende im Kalendervierteljahr erbracht worden 
sind. 7Sind nach Satz 5 zu gewährende freie Wochenenden nicht 
innerhalb der Frist nach Satz 5 gewährt worden, erhöht sich für die 
in dieser Zeit erbrachte Arbeitsleistung bei Vollarbeit das Entgelt je 
Stunde um 10 Prozent, bei Bereitschaftsdienst die Bewertung des 
Bereitschaftsdienstes gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 um 10 Prozent-
punkte bzw. wird zusätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt ein 
Zuschlag von 10 Prozent des Entgelts gemäß § 7 Abs. 3 gezahlt. 
8Jedenfalls ein freies Wochenende pro Monat ist zu gewährleisten.“ 

III. § 6 Anlage 30 AVR wird wie folgt geändert: 

1. Mit Wirkung ab dem 1. Juli 2022 werden in § 6 Absatz 8 Anlage 30 
AVR nach Satz 3 folgende neue Sätze 4 bis 7 eingefügt: 

„4Im Kalendermonat sind nicht mehr als 13 Rufbereitschaften zu 
leisten. 5Darüber hinausgehende Rufbereitschaften sind nur zu 
leisten, wenn andernfalls eine Gefährdung der Patientensicherheit 
droht. 6Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten ist die 
Höchstgrenze nach Satz 4 entsprechend dem Verhältnis ihrer indi-
viduell vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit 
zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter 
Ärztinnen und Ärzte zu kürzen. 7Verbleibt bei der Berechnung nach 
Satz 6 ein Bruchteil, der mindestens einen halben Dienst ergibt, 
wird er auf einen vollen Dienst aufgerundet; Bruchteile von weniger 
als einem halben Dienst bleiben unberücksichtigt. 

Anmerkung zu § 6 Absatz 8 Satz 4: 
Eine Rufbereitschaft umfasst maximal die Zeitspanne von 24 
Stunden.“ 

Der bisherige Satz 4 wird Satz 8. 
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2. Mit Wirkung ab dem 1. April 2022 werden die Anmerkungen zu 
Absatz 10 Nr. 1 wie folgt gefasst: 

a) 1Für kleine Fachabteilungen kann die in Satz 1 genannte Zahl 
der Bereitschaftsdienste auf maximal sieben Dienste pro Monat 
erhöht werden. 2Darüber hinausgehende Bereitschaftsdienste 
sind nur zu leisten, wenn andernfalls eine Gefährdung der 
Patientensicherheit droht. 3Der Zuschlag gem. § 8 Abs. 3 Satz 1 
erhöht sich ab mehr als vier Bereitschaftsdiensten im Kalen-
dermonat für jede darüber hinaus geleistete Bereitschafts-
dienststunde um 10,0 Prozentpunkte. 4Die Ärztinnen und Ärzte, 
die innerhalb eines Kalenderhalbjahres monatlich im Durch-
schnitt mehr als vier Bereitschaftsdienste leisten, erhalten 
zusätzlich pro Kalenderhalbjahr einen Tag Zusatzurlaub; die 
Höchsturlaubstage nach § 17 Absatz 5 erhöhen sich jeweils um 
zwei Tage. 5Absatz 10 Satz 3 findet keine Anwendung. 

b) 1Kleine Fachabteilungen im Sinne dieser Regelung sind nur 
solche, die unter direkter Leitung einer Chefärztin, eines Chef-
arztes oder einer leitenden Ärztin, eines leitenden Arztes stehen 
und in denen fachlich zwingend ein eigener Bereitschaftsdienst 
organisiert werden muss; hierunter fallen nicht (fach-)bereichs-
übergreifende Dienste und keine Dienste sogenannter „Bereit-
schaftsdienstpools“. 2Kleine Fachabteilungen sind nur Einhei-
ten mit maximal 7,0 am Bereitschaftsdienst teilnehmenden 
Ärzten (VK-Werte). 

c) 1Voraussetzung für die Anwendung dieser Regelung ist zum 
einen eine Dienstvereinbarung mit dem Inhalt, dass diese 
Regelung angewandt wird und für welche kleine Fachabteilung 
sie gilt. 2Inhaltliche Veränderungen der Regelung nach Anmer-
kung Nr. 1 a) bis d) zu Absatz 10 sind durch die Dienst-
vereinbarung nicht möglich. 3Weitere Voraussetzung ist die 
schriftliche Zustimmung der betroffenen Ärztin, des betroffenen 
Arztes gegenüber dem Dienstgeber zur Leistung der zusätzli-
chen Bereitschaftsdienste nach Anmerkung Nr. 1 a) zu Absatz 
10. 4Mit der Zustimmung kann freiwillig eine höhere Zahl an 
Bereitschaftsdiensten, als in Absatz a) Satz 1 festgelegt, 
vereinbart werden. 5Die Ärztin, der Arzt kann die Zustimmung 
nach Satz 3 sowie die Vereinbarung nach Satz 4 mit einer Frist 
von sechs Monaten schriftlich widerrufen. 6Der Dienstgeber darf 
eine Ärztin, einen Arzt nicht benachteiligen, weil die Zustim-
mung nicht erklärt bzw. eine höhere Zahl an Bereitschafts-
diensten nicht vereinbart oder jeweils widerrufen wird.“ 
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d) Die Regelung nach Anmerkung Nr. 1 zu Absatz 10 ist befristet 
bis zum 31. Dezember 2025. 

 
3. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 werden die Anmerkungen  

Nr. 1a und 1c zu Absatz 10 wie folgt gefasst: 

„a) 1Für kleine Fachabteilungen kann die in Satz 1 genannte Zahl 
der Bereitschaftsdienste auf maximal sieben Dienste pro Monat 
erhöht werden. 2Darüber hinausgehende Bereitschaftsdienste 
sind nur zu leisten, wenn andernfalls eine Gefährdung der 
Patientensicherheit droht. 3Der Zuschlag gem. § 8 Abs. 3 Satz 1 
erhöht sich ab mehr als vier Bereitschaftsdiensten im Kalen-
dermonat für jede darüber hinaus geleistete Bereitschafts-
dienststunde um 10,0 Prozentpunkte. 4Die Ärztinnen und Ärzte, 
die innerhalb eines Kalenderhalbjahres monatlich im Durch-
schnitt mehr als vier Bereitschaftsdienste leisten, erhalten 
zusätzlich pro Kalenderhalbjahr einen Tag Zusatzurlaub; die 
Höchsturlaubstage nach § 17 Absatz 5 erhöhen sich jeweils um 
zwei Tage. 5§ 8 Abs. 3 Sätze 3 und 4 bleiben unberücksichtigt. 
6Auf die in den Sätzen 1, 3 und 4 genannten Zahlen von Bereit-
schaftsdiensten finden bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und 
Ärzten die Regelungen gemäß § 8 Abs. 3 Sätze 5 und 6 
entsprechend Anwendung.“ 

„c) 1Voraussetzung für die Anwendung dieser Regelung ist zum 
einen eine Dienstvereinbarung mit dem Inhalt, dass diese 
Regelung angewandt wird und für welche kleine Fachabteilung 
sie gilt. 2Inhaltliche Veränderungen der Regelung nach Anmer-
kung Nr. 1 a) bis d) zu Absatz 10 sind durch die Dienstverein-
barung nicht möglich. 3Weitere Voraussetzung ist die schrift-
liche Zustimmung der betroffenen Ärztin, des betroffenen 
Arztes gegenüber dem Dienstgeber zur Leistung der zusätz-
lichen Bereitschaftsdienste nach Anmerkung Nr. 1 a) zu Absatz 
10. 4Mit der Zustimmung kann freiwillig eine höhere Zahl an 
Bereitschaftsdiensten, als in Absatz a) Satz 1 i.V.m. Satz 6 fest-
gelegt, vereinbart werden. 5Die Ärztin, der Arzt kann die Zustim-
mung nach Satz 3 sowie die Vereinbarung nach Satz 4 mit einer 
Frist von sechs Monaten schriftlich widerrufen. 6Der Dienst-
geber darf eine Ärztin, einen Arzt nicht benachteiligen, weil die 
Zustimmung nicht erklärt bzw. eine höhere Zahl an Bereit-
schaftsdiensten nicht vereinbart oder jeweils widerrufen wird.“ 

4. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 wird § 6 Absatz 10 Anlage 30 
AVR wie folgt gefasst: 
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„1Bei der Anordnung von Bereitschaftsdiensten gemäß der Absätze 
2 bis 5 hat die Ärztin, der Arzt grundsätzlich innerhalb eines Kalen-
dermonats nur bis zu vier Bereitschaftsdienste zu leisten. 
2Abweichend davon dürfen in einem Kalendermonat pro Kalender-
vierteljahr fünf Bereitschaftsdienste angeordnet werden, die von 
der Ärztin/dem Arzt zu leisten sind. 3Darüber hinausgehende 
Bereitschaftsdienste sind nur zu leisten, wenn andernfalls eine 
Gefährdung der Patientensicherheit droht. 4Bei teilzeitbeschäftig-
ten Ärztinnen und Ärzten ist die Höchstgrenze nach Satz 1 entspre-
chend dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnitt-
lichen regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit 
vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und Ärzte zu kürzen. 
5Verbleibt bei der Berechnung nach Satz 4 ein Bruchteil, der 
mindestens einen halben Dienst ergibt, wird er auf einen vollen 
Dienst aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben 
Dienst bleiben unberücksichtigt.“ 

Die Anmerkungen zu Absatz 10 Nr. 2 werden wie folgt gefasst: 

„1Bereitschaftsdienste bis zu vier Stunden von Montag 5 Uhr bis 
Freitag 21 Uhr werden mit 0,5 eines Dienstes gewertet. 2Bei der 
Teilung von Wochenenddiensten werden Bereitschaftsdienste bis 
zu maximal zwölf Stunden mit 0,5 eines Dienstes gewertet. 

5. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 wird § 6 Absatz 11 Satz 2 
Anlage 30 AVR wie folgt gefasst: 

„2Wird die vorstehende Frist nicht eingehalten, so erhöht sich die 
Bewertung des Bereitschaftsdienstes gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 für 
jeden Dienst des zu planenden Folgemonats um 17,5 Prozent-
punkte bzw. wird zusätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt ein 
Zuschlag von 17,5 Prozent des Entgelts gemäß § 7 Abs. 3 bei 
jedem Dienst des zu planenden Folgemonats gezahlt.“ 

6. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 wird § 6 Absatz 11 Satz 5 
Anlage 30 AVR wie folgt gefasst: 

„5Liegen bei einer notwendigen Dienstplanänderung nach Satz 3 
zwischen der Dienstplanänderung und dem Antritt des Dienstes 
weniger als drei Tage, erhöht sich die Bewertung des Bereitschafts-
dienstes gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 um 17,5 Prozentpunkte bzw. wird 
zusätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt ein Zuschlag von  
17,5 Prozent des Entgelts gemäß § 7 Abs. 3 gezahlt.“ 

7. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 wird § 6 Absatz 12 Anlage 30 
AVR wie folgt gefasst: 
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„(12) 1Bei vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten, die sowohl 
Bereitschaftsdienst als auch Rufbereitschaft leisten, gilt, dass 
diese im Kalendermonat 

bei einem Bereitschaftsdienst höchstens noch zu zehn 
Rufbereitschaften,  
bei zwei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu sieben 
Rufbereitschaften,  
bei drei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu vier Ruf-
bereitschaften und  
bei vier Bereitschaftsdiensten zu keiner Rufbereitschaft  

sowie 
bei bis zu vier Rufbereitschaften höchstens noch zu drei 
Bereitschaftsdiensten,  
bei bis zu sieben Rufbereitschaften höchstens noch zu zwei 
Bereitschaftsdiensten,  
bei bis zu zehn Rufbereitschaften höchstens noch zu einem 
Bereitschaftsdienst und  
bei mehr als zehn Rufbereitschaften zu keinem Bereitschafts-
dienst  

herangezogen werden dürfen. 2Bei teilzeitbeschäftigten 
Ärztinnen und Ärzten ist das Verhältnis ihrer individuell 
vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit zur 
regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter 
Ärztinnen und Ärzte zu berücksichtigen. 

Anmerkungen zu Absatz 12 Satz 2: 

1. Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten, die sowohl 
Bereitschaftsdienst als auch Rufbereitschaft leisten, wird ein 
Bereitschaftsdienst mit 13 Punkten und eine Rufbereitschaft mit 
4 Punkten gewertet. 

2. Die zulässige Anzahl gemäß § 6 Abs. 8 Satz 4 und § 6 Abs. 10 
Satz 1 gilt dann als erreicht, wenn die gegenseitige Anrechnung 
der Dienste einen Punktwert entsprechend dem Verhältnis ihrer 
individuell vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeit-
beschäftigter Ärztinnen und Ärzte (52 Punkte) erreicht. 

3. Ein Rest von bis zu 3 Punkten bleibt hierbei unberücksichtigt.“ 

IV. Mit Wirkung ab dem 1. Juli 2022 wird § 7 Anlage 30 AVR wie folgt 
geändert: 
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1. In Absatz 3 werden nach dem Satz 9 folgende neue Sätze 10 bis 
12 angefügt: 

„10Ab der vierzehnten Rufbereitschaft im Kalendermonat erhält die 
Ärztin/der Arzt zusätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt einen 
Zuschlag von 10 Prozent des Entgelts gemäß § 7 Abs. 3. 11Der 
Zuschlag nach Satz 10 erhöht sich nach jeder weiteren dritten Ruf-
bereitschaft um jeweils weitere 10 Prozentpunkte. 12Teilzeit-
beschäftigte Ärztinnen und Ärzte erhalten den Zuschlag nach Satz 
10 ab Überschreitung der sich aus § 6 Abs. 8 Sätze 6 und 7 erge-
benden Anzahl an Rufbereitschaften. 

2. Die Anmerkung zu Absatz 3 wird wie folgt ergänzt: 

„2. Die Regelung in Satz 11 führt dazu, dass der Zuschlag für 
die vierzehnte bis sechzehnte Rufbereitschaft in einem 
Kalendermonat 10 v.H., die siebzehnte bis neunzehnte 
Rufbereitschaft 20 v.H. usw. beträgt.“ 

3. Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) 1Für die Inanspruchnahme in der Zeit zwischen 0 Uhr und 
6 Uhr erhält die Ärztin/der Arzt zusätzlich zu dem Entgelt für 
Überstunden sowie für etwaige Zeitzuschläge nach § 7 Abs. 1 
für die von § 7 Abs. 3 Sätze 4 bzw. 6 erfassten Zeiten einen 
Zuschlag in Höhe von 50 Prozent des Rufbereitschaftsentgelts 
nach § 7 Abs. 3 Satz 5. 2Bei Inanspruchnahmezeiten gemäß  
§ 7 Abs. 3 Satz 4 und 6 werden zur Berechnung des Zuschlags 
nach Satz 1 abweichend von § 7 Abs. 3 Satz 4 und 6 Inan-
spruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr von 
unter einer Stunde auf eine Stunde gerundet; überschreitet die 
Addition der Inanspruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 
0 Uhr und 6 Uhr die Zeitspanne von einer Stunde, findet keine 
Rundung statt. 3Der Zuschlag nach Satz 1 ist auf die im Folge-
monat geäußerte Erklärung der Ärztin/des Arztes hin im 
Verhältnis 1:1 bis zum Ende des dritten Kalendermonats in 
Freizeit auszugleichen; Satz 1 der Anmerkung zu § 7 Abs. 1 
Satz 2 Buchstabe d findet entsprechende Anwendung.“ 

4. Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Absätze 5 und 6. 

V. § 8 Anlage 30 AVR wird wie folgt geändert:  

1. § 8 Absatz 2 Satz 1 Anlage 30 AVR wird wie folgt gefasst (mittlere 
Werte): 

„1Für die als Arbeitszeit gewertete Zeit des Bereitschaftsdienstes 
wird ab dem 1. Juli 2022 das nachstehende Entgelt je Stunde in 
Euro gezahlt: 
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EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 31,26 31,26 32,44 32,44 33,63 33,63 

II 37,17 37,17 38,35 38,35 39,55 39,55 

III 40,13 40,13 41,31    

IV 43,67 43,67     

 
2. In § 8 Absatz 2 Satz 3 Anlage 30 AVR wird das Datum 

„30. September 2021“ durch das Datum „31. Dezember 2022“ 
ersetzt.  

3. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 werden § 8 Absatz 3 Sätze 4 
bis 6 Anlage 30 AVR wie folgt gefasst: 

„4Ist erstmals in einem Kalendervierteljahr in einem Kalendermonat 
ein fünfter Bereitschaftsdienst (§ 6 Abs. 10 Satz 2) angeordnet 
worden, erhöht sich die Bewertung für diesen Bereitschaftsdienst 
gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 um 10 Prozentpunkte; für weitere Bereit-
schaftsdienste in diesem Kalendermonat gilt Satz 3 2. Halbsatz 
entsprechend mit der Maßgabe, dass sich die Bewertung gemäß  
§ 8 Abs. 1 Satz 1 ab dem sechsten Bereitschaftsdienst um  
10 Prozentpunkte erhöht; dieser Zuschlag erhöht sich bei jedem 
weiteren Bereitschaftsdienst um weitere 10 Prozentpunkte. 5Bei 
teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten verringert sich die Zahl 
der Bereitschaftsdienste nach den Sätzen 3 und 4 entsprechend 
dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen 
regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleich-
barer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und Ärzte. 6Verbleibt bei der 
Berechnung nach Satz 5 ein Bruchteil, der mindestens einen 
halben Dienst ergibt, wird er auf einen vollen Dienst aufgerundet; 
Bruchteile von weniger als einem halben Dienst bleiben unberück-
sichtigt.“ 

VI. Mit Wirkung ab dem 1. Juli 2022 wird § 13b Anlage 30 AVR wie folgt 
neu gefasst: 

„§ 13b Einmalzahlung für das Jahr 2022 

1Ärztinnen und Ärzte erhalten eine Einmalzahlung, die innerhalb von 
drei Monaten nach dem Monat des Inkrafttretens durch Beschluss der 
jeweiligen Regionalkommission ausgezahlt wird. 2Die Höhe des 
Auszahlungsbetrages an die einzelne Ärztin/den einzelnen Arzt berech-
net sich nach der Formel: 

Höhe der Auszahlung = X – Y 

X = individuelles Tabellenentgelt nach Anhang A der Anlage 30 AVR 
n. F., das an die einzelne Ärztin/den einzelnen Arzt in den Monaten 
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Oktober 2021 bis einschließlich dem Monat vor dem Monat des Inkraft-
tretens durch Beschluss der jeweiligen Regionalkommission auszu-
zahlen gewesen wäre, wenn Anhang A der Anlage 30 AVR in der durch 
die von der jeweiligen Regionalkommission im Rahmen der ihr 
zustehenden Kompetenz beschlossenen Fassung bereits ab Oktober 
2021 gegolten hätten. 

Y = tatsächlich an die einzelne Ärztin/den einzelnen Arzt in den Monaten 
Oktober 2021 bis einschließlich dem Monat vor dem Monat des Inkraft-
tretens durch Beschluss der jeweiligen Regionalkommission ausgezahl-
tes individuelles Tabellenentgelt nach Anhang A der Anlage 30 AVR 
a. F. 

Der Auszahlungsbetrag (X – Y) erhöht sich um weitere 50 Euro für 
Ärztinnen und Ärzte, die im Zeitraum für die Berechnung der Höhe der 
Auszahlung (X – Y) wenigstens einen Bereitschaftsdienst geleistet 
haben, um weitere 30 Euro für Ärztinnen und Ärzte, die im selben Zeit-
raum wenigstens einen Einsatz im Rettungsdienst geleistet haben, 
sowie um weitere 20 Euro für Ärztinnen und Ärzte, an die im selben 
Zeitraum Über- oder Mehrarbeitsstunden ausgezahlt wurden, d.h. um 
maximal 100 Euro.“ 

VII. § 17 wird wie folgt geändert: 

1. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2022 wird Absatz 4 Satz 1 wie folgt 
gefasst: 

„1Die Ärztin/der Arzt erhält für die Zeit der Bereitschaftsdienste in 
den Nachtstunden (§ 5 Abs. 3) einen Zusatzurlaub in Höhe von 
einem Arbeitstag pro Kalenderjahr, sofern mindestens 144 
Stunden der Bereitschaftsdienste kalenderjährlich in die Zeit 
zwischen 21 Uhr bis 6 Uhr fallen, sowie von zwei Arbeitstagen pro 
Kalenderjahr, sofern mindestens 288 Stunden der Bereitschafts-
dienste kalenderjährlich in die Zeit zwischen 21 Uhr bis 6 Uhr 
fallen.“ 

2. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2022 wird Absatz 5 wie folgt 
geändert: 

Die Angabe „35“ wird durch die Angabe „36“ und die Angabe „36“ 
jeweils durch die Angabe „37“ ersetzt. 

3. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 wird nach Absatz 4 folgender 
neuer Absatz 5 eingefügt: 

„(5) 1Vollzeitbeschäftigte Ärztinnen und Ärzte, die mehr als 29 
Bereitschaftsdienste im Kalenderhalbjahr geleistet haben, 
erhalten einen Arbeitstag Zusatzurlaub. 2Absatz 4 Sätze 3 und 
4 gelten entsprechend.“ 
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4. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 wird der bisherige Absatz 5 zu 
Absatz 6 und wie folgt geändert: Das Wort „sechs“ wird durch das 
Wort „acht“ ersetzt; die Angabe „36“ wird durch die Angabe „38“ 
und die Angabe „37“ jeweils durch die Angabe „39“ ersetzt. 

5. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 wird der bisherige Absatz 6 zu 
Absatz 7. 

VIII. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2022 wird folgender neuer § 20 
eingeführt: 

„§ 20 Kosten des Heilberufsausweises 

Der Dienstgeber übernimmt die Kosten für den elektronischen Heil-
berufsausweis (eHBA) für Ärztinnen und Ärzte.“ 

IX. Anhang A der Anlage 30 wird wie folgt gefasst (mittlere Werte): 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
X. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2022 wird § 3 Abs. 2 der Anlage 14 AVR 

wie folgt neu gefasst: 

„(2) Abweichend von Abs. 1 Satz 1 beträgt der Urlaub für Ärztinnen 
und Ärzte, die unter den Geltungsbereich der Anlage 30 fallen, 31 
Arbeitstage.“  

XI. Die vorstehenden Änderungen treten mit Wirkung zum 1. Juli 2022 in 
Kraft. Abweichend von Satz 1 treten die Ziffern II, III Nummern 3 bis 7, 
V Nummer 3 sowie VII Nummern 3 und 4 ab dem 1. Januar 2023 in 
Kraft. Die Nummer 2 der Ziffer III tritt zum 1. April 2022 in Kraft. Die 
Ziffer VII Nummern 1 und 2, Ziffer VIII und Ziffer X treten zum 1. Januar 
2022 in Kraft. 

XII. Die mittleren Werte sind bis zum 31. Dezember 2022 befristet. Von der 
Befristung ausgenommen ist der mittlere Wert nach Ziffer X.  

XIII. Sollten sich aus den zurzeit stattfindenden Redaktionsverhandlungen 
zum TV-Ärzte/VKA noch Veränderungen ergeben, werden diese für 
die Anlage 30 AVR entsprechend durch Beschluss der Bundes-
kommission übernommen.  

Tabelle AVR Ärztinnen und Ärzte (monatlich in Euro) 
gültig ab 1. Juli 2022 

 
Entgelt
gruppe 

Grund- 
entgelt 

 
Entgeltstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 4.852,02 5.127,08 5.323,50 5.663,98 6.069,96 6.236,95 
II 6.403,90 6.940,83 7.412,30 7.687,33 7.955,76 8.224,22 
III 8.021,27 8.492,71 9.167,18 - - - 

IV 9.435,59 10.110,10 - - - - 
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B.  

Abtretungsverbot für Versorgungsansprüche 
Anlage 8 AVR 

 
I. In Anlage 8 AVR wird in den einleitenden Abschnitt „Grundsatz der 

Versorgung für Alter und Invalidität“ ein neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die aus der Anwendung dieser Anlage und dem Beschluss der 
Zentral-KODA zur Entgeltumwandlung vom 15.04.2002 in der 
jeweils geltenden Fassung entstehenden Versorgungsansprüche 
gegen die die Versorgung durchführenden Versorgungsträger und 
den Dienstgeber können nicht abgetreten werden. Sehen die 
Regelungen nach Satz 1 oder die den Versorgungsverhältnissen 
durch die Versorgungsträger zugrunde gelegten Vertragsbedin-
gungen ausdrücklich eine Abtretbarkeit der Versorgungsansprüche 
vor, gelten für die Abtretbarkeit die dort getroffenen Regelungen.“ 

Die bisherige Regelung des einleitenden Abschnittes der Anlage 8 AVR 
wird zu deren Absatz 1. 

 
II. Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2022 in Kraft.  
 
Münster, den 30. Juni 2022 
 
gez. Heinz-Josef Kessmann 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 
 
 

C. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
A. Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2022 

Mit dem Beschluss wird die Tarifeinigung für die Ärztinnen und Ärzte im 
Rahmen der Tarifrunde 2022 zum TV-Ärzte/VKA auch für den Geltungs-
bereich der Anlage 30 zu den AVR nachvollzogen. Die zwischen der Verei-
nigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) und dem Marburger 
Bund (MB) vereinbarten Änderungen in den Bereichen Entgelt, Dienst-
planung, Bereitschaftsdienste, Freie Wochenenden, Rufbereitschaft, Urlaub, 
Zusatzurlaub und zum Heilberufsausweis werden zum 1. Juli 2022 und  
1. Januar 2023 umgesetzt.  
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B. Abtretungsverbot für Versorgungsansprüche 

Mit dem am 1. Oktober 2021 in Kraft getretenen Gesetz für faire Verbrau-
cherverträge vom 10. August 2021 (BGBl. I 2021, Nr. 53 v. 17. August 2021, 
S. 3433) wurde in die Tatbestände der Klauselverbote mit Wertungsmöglich-
keit des § 308 BGB mit der neuen Nr. 9 die Bestimmung in AGB, die die 
Abtretbarkeit eines Geldanspruchs oder bei Fehlen von schützenswerten 
Interessen des Verwenders oder überwiegenden berechtigten Belangen des 
Vertragspartners eines anderen Rechts ausschließen, für unwirksam erklärt. 
Dies soll nicht gelten für Ansprüche auf Versorgungsleistungen im Sinne des 
BetrAVG. Nach dem Art. 229 § 60 EG-BGB gilt die Neuregelung nicht für vor 
dem 1. Oktober 2021 entstandene Schuldverhältnisse. 

Die AVR enthalten zwar in Abschnitt X Abs. (f) Anlage 1 ein allgemeines 
Abtretungsverbot. Ein ausdrückliches Abtretungsverbot für Ansprüche auf 
Versorgungsleistungen aus dem Betriebsrentengesetz (BetrAVG) enthielten 
die AVR bislang aber nicht. 

Die ursprünglich nicht im Gesetzentwurf enthaltene Ausnahmeregelung fand 
im federführenden Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz ausdrück-
lich mit dem Hinweis Eingang in das Gesetz, dass „damit in arbeitsrecht-
lichen Vereinbarungen über betriebliche Altersversorgung auch weiterhin 
Abtretungsausschlüsse formularmäßig vorgesehen werden können“ (BT-
Drs. 19/30840 S. 14 zu Nr. 2 Buchst. a der Beschlussempfehlung). 

Nimmt man hinzu, dass das gesetzliche Abtretungsverbot des § 2 Abs. 2 
S. 4 BetrAVG bei Direktversicherungen nach einer Entscheidung des BGH 
(Urteil vom 20. Mai 2020, IV ZR 151/19) nicht dazu führt, dass schon 
während der Anwartschaftsphase der zukünftige Anspruch abgetreten 
werden kann, bedurfte die Regelung des Abtretungsverbotes einer klareren 
Regelung in den das Arbeitsverhältnis betreffenden AVR. 
 

D. 

Beschlusskompetenz 
 
Die vorgeschlagene bundesweit geltende Regelung betrifft nicht die 
Festlegung der Höhe aller Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regel-
mäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des 
§ 13 Abs. 3 S. 1 AK-Ordnung. Damit besteht die Kompetenz der Bundes-
kommission der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-
Ordnung zur Regelung. 
 
 
Die vorausgehenden Beschlüsse werden für das Bistum Dresden-Meißen 
hiermit in Kraft gesetzt. 
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Dresden, den 14. September 2022 
 
                LS 
gez. + Heinrich Timmerevers   Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

85. D E K R E T  – Inkraftsetzung eines Beschlusses der  
Regionalkommission Ost (Caritas) 

 
Änderung der Anlage 30 zu den AVR 
 
Die Regionalkommission Ost beschließt: 

I.  Übernahme der ab dem 1. Januar 2022 beschlossenen mittleren 
Werte 

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission 
vom 30. Juni 2022 zur Ärzte-Tarifrunde, Änderungen in der Anlage 30 und 
Anlage 14 zu den AVR wird hinsichtlich aller dort beschlossenen mittleren 
Werte mit der Maßgabe übernommen, dass alle dort beschlossenen mittle-
ren Werte in derselben Höhe und zu denselben Zeitpunkten, wie sie in Nr. 
XI. des o. g. Beschlusses der Bundeskommission enthalten sind, als neue 
Werte für den Bereich der Regionalkommission Ost festgesetzt werden. 
Abweichend davon werden die mittleren Werte nach Nr. IX. des o. g. 
Beschlusses der Bundeskommission als neue Werte für den Bereich der 
Regionalkommission Ost zum 1. August 2022 festgesetzt. Als Inkraft-
setzungsdatum im Sinne der Nr. VI. des o. g. Beschlusses der Bundes-
kommission (§ 13b Anlage 30 Einmalzahlung für das Jahr 2022) wird der 
1. August 2022 bestimmt. 
 
II. § 3 Abs. 2 der Anlage 14 wird ab 1. Januar 2022 um einen Satz 2 

ergänzt: 

Durch Vereinbarung kann jährlich zwischen Dienstgeber und Mitarbeiter der 
31. Urlaubstag durch die Zahlung einer Vergütung in entsprechender Höhe 
abgegolten werden. 
 
III. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft. 
 
Berlin, den 7. Juli 2022 
 
gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
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Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 
 
Dresden, den 14. September 2022 
 
 
                LS 
gez. + Heinrich Timmerevers   Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

86. D E K R E T  – Inkraftsetzung von Beschlüssen der Regi-
onal-KODA Nord-Ost 

 
Beschluss 2/2022 der Regional-KODA Nord-Ost vom 30. Juni 2022 

In der Sitzung am 30. Juni 2022 in Magdeburg hat die Regional-KODA Nord-
Ost Folgendes beschlossen: 

I. Änderung der DVO  

1. § 30 Absatz 1 Satz 2 DVO wird wie folgt ersetzt:  

„Die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen 
eines sachlichen Grundes darf die Dauer von höchstens vierzehn 
Monaten nicht überschreiten.“ 

2. § 30 Absatz 1 DVO wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Bis zu dieser Gesamtdauer von vierzehn Monaten ist eine einmalige 
Fristverlängerung statthaft.“ 

3. Der bisherige § 39 Absatz 6 DVO wird zu § 39 Absatz 7 DVO. Der 
Inhalt bleibt unverändert. 

4. § 39 Absatz 6 DVO erhält folgenden Wortlaut: 

„Die geänderten Bestimmungen des § 30 Absatz 1 Satz 2 und 3 treten 
am 1. März 2022 in Kraft; sie treten spätestens 12 Monate nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes außer Kraft, wenn der Gesetzgeber eine 
neue Regelung zur sachgrundlosen Befristung trifft.“ 

5. Unter „III. Anhang zur DVO“ wird an letzter Stelle als Nummer 6 neu 
eingefügt: 

„6.  Sachgrundlose Befristung von Arbeitsverträgen 

Ersetzende Entscheidung des Vermittlungsausschusses der Zentral-
KODA vom 28. Oktober 2019 zur Thematik „Sachgrundlose Befristung 
von Arbeitsverträgen“ gemäß §§ 3 Abs. 1 Nr. 3a), 19 Abs. 2 Zentral-
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KODA-Ordnung mit Wirkung zum 1. März 2022 durch Veröffentlichung 
im jeweiligen Amtsblatt. 

Der Vermittlungsausschuss trifft einstimmig die folgende ersetzende 
Entscheidung:  

1. Befristete Arbeitsverhältnisse dürfen ohne Sachgrund für die 
Dauer von bis zu 14 Monaten abgeschlossen werden. Bis zu 
dieser Gesamtdauer von 14 Monaten ist eine einmalige Fristver-
längerung statthaft.  

Während der Dauer eines derart befristeten Arbeitsverhältnisses 
sind ordentliche Kündigungen möglich. Hierfür sind die allgemei-
nen arbeitsrechtlichen und die jeweiligen kirchenarbeitsrecht-
lichen Bestimmungen maßgebend. 

2. Die Regelungen unter Ziffer 1. gelten für alle befristeten Arbeits-
verträge, die seit dem Tag des Wirksamwerdens dieser Neu-
regelung in ihrem Geltungsbereich abgeschlossen werden und 
verdrängen von diesem Zeitpunkt an regionale Bestimmungen 
zur sachgrundlosen Befristung. 

3. Die vorstehenden Bestimmungen zur sachgrundlosen Befristung 
treten spätestens 12 Monate nach dem Inkrafttreten des Geset-
zes außer Kraft, wenn der Gesetzgeber eine Neuregelung zur 
sachgrundlosen Befristung trifft. 

4. Diese Regelung steht unter der aufschiebenden Bedingung, 
dass die kirchliche Arbeitsgerichtgerichtsbarkeit im Rahmen ihrer 
abschließenden Entscheidung die Zuständigkeit der Zentral-
KODA für den Regelungsgegenstand „Sachgrundlose Befristung 
abschaffen“ feststellt oder nicht in der Sache entscheidet. In 
diesen Fällen wird die ersetzende Entscheidung nach § 19 Abs. 
2 Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) den Bischöfen zur Inkraft-
setzung nach § 13 ZKO vorgelegt.*) 

 
II. Inkrafttreten 

Diese Änderungen der DVO treten zum 1. März 2022 in Kraft. 
 
Thomas Kriesel 
Vorsitzender der Regional-KODA Nord-Ost  
 

                                                           

 
* Die aufschiebende Bedingung in Punkt 4 der ersetzenden Entscheidung des Vermittlungs-

ausschusses ist nach der abschließenden Entscheidung des Kirchlichen Arbeitsgerichtshofs 

(KAGH 26. November 2021-K 06/2021) entfallen.“ 
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Beschluss 3/2022 der Regional-KODA Nord-Ost vom 30. Juni 2022 

In der Sitzung am 30. Juni 2022 in Magdeburg hat die Regional-KODA Nord-
Ost Folgendes beschlossen: 

I. Änderung der DVO  

1. In § 14 Absatz 3 der Anlage 5a zur DVO werden die Wörter „bis 
zum 31. Dezember 2022“ gestrichen und durch die Wörter „bis zum 
31. März 2023“ ersetzt, ebenso wird das Datum „vor dem 1. Januar 
2023“ gestrichen und durch das Datum „vor dem 1. April 2023“ 
ersetzt. 

2. In § 3 Absatz 2 der Anlage 5b zur DVO wird das Datum „1. Januar 
2023“ gestrichen und durch das Datum „1. April 2023“ ersetzt. 

II. Inkrafttreten  

Diese Änderungen der DVO treten zum 1. Oktober 2022 in Kraft. 
 
Thomas Kriesel 
Vorsitzender der Regional-KODA Nord-Ost  
 
 
Beschluss 4/2022 der Regional-KODA Nord-Ost vom 30. Juni 2022 

In der Sitzung am 30. Juni 2022 in Magdeburg hat die Regional-KODA Nord-
Ost Folgendes beschlossen: 

Teil A.  Änderung der Regelungen zu Mitarbeitern im Sozial- und 
Erziehungsdienst (SuE) in der DVO 

I. Anlage 13 zur DVO wird wie folgt neu besetzt:  

1. Regenerationstag 

„Mitarbeiter, die in Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO 
eingruppiert sind, erhalten ab dem Kalenderjahr 2022 für zwei 
Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts 
gemäß § 21 Absatz 3 DVO.“ 

2. SuE-Zulage 

a) Mitarbeiter, die in Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO 
in den Entgeltgruppen S 2 bis S 11a eingruppiert sind, erhalten 
eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 130,00 Euro. 

Mitarbeiter, die in Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO 
in den Entgeltgruppen S 11b bis S 12 sowie S 14 und S 15 bei 
Tätigkeiten der Fallgruppe 6 eingruppiert sind, erhalten eine 
monatliche SuE-Zulage in Höhe von 180,00 Euro. 
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b) Die SuE-Zulage ist auf Wunsch des Mitarbeiters kalenderjähr-
lich bis zu einem Umfang, der einem Arbeitstag bzw. zwei 
Arbeitstagen entspricht, im Verhältnis 1:1 in Zeit umzuwandeln. 
Die Lage dieses Tages bzw. dieser Tage muss den dienst-
lichen/betrieblichen Verhältnissen entsprechen. 

II. Änderung der Anlage 1 zur DVO, Teil B Abschnitt XXIV 

1. Kinderpfleger und Sozialassistenten 

a) Die Entgeltgruppe S 2 der Anlage 1 zur DVO, Teil B Abschnitt 
XXIV, wird wie folgt neu gefasst: 

„Mitarbeiter in der Tätigkeit von Kinderpflegern, Sozialassis-
tenten und Heilerziehungspflegehelfern mit staatlicher Anerken-
nung oder mit staatlicher Prüfung. 
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 3)“ 

b) Entgeltgruppe S 3 der Anlage 1 zur DVO, Teil B Abschnitt XXIV, 
wird wie folgt neu gefasst: 

„Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungspflege-
helfer mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen entspre-
chende Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 3)“ 

c) Entgeltgruppe S 4 der Anlage 1 zur DVO, Teil B Abschnitt XXIV, 
wird wie folgt neu gefasst: 

„Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungspflege-
helfer mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen entspre-
chende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen fachlichen Tätig-
keiten. 
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 2 und 3)“ 

2. Erzieher 

a) Die Anmerkung Nummer 6 f) in der Anlage 1 zur DVO, Teil B 
Abschnitt XXIV, wird wie folgt neu gefasst: 

„Tätigkeiten eines Facherziehers mit entsprechender abge-
schlossener Fort- bzw. Weiterbildung im Umfang von mindes-
tens 160 Stunden.“ 

b) Die Anmerkungen Nummer 6 g) und 6 h) werden der Anlage 1 
zur DVO, Teil B Abschnitt XXIV, neu hinzugefügt: 
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„g) Tätigkeiten in Gruppen mit einem Anteil von mindestens  
15 Prozent von Kindern und Jugendlichen mit einem erhöhten 
Förderbedarf, 

h) Tätigkeiten von Mitarbeitern, die vom Dienstgeber zur 
insoweit erfahrenen Fachkraft nach § 8a SGB VIII (Kinder-
schutzfachkraft) bestellt worden sind.“ 

c) Der Anmerkung Nummer 1 in der Anlage 1 zur DVO, Teil B 
Abschnitt XXIV, wird folgender neuen Satz 4 eingefügt: 

„Mitarbeiter der Entgeltgruppen S 8a, S 8b, S 9 und S 11a, die 
als Praxisanleiter in der Ausbildung von Erziehern, von Kinder-
pflegern, von Sozialassistenten oder von Heilerziehungs-
pflegern mit einem zeitlichen Anteil von mindestens 15 Prozent 
an ihrer Gesamttätigkeit tätig sind, erhalten für die Dauer dieser 
Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 Euro monatlich.“ 

Die bisherigen Sätze 4 und 5 der Anmerkung Nummer 1 werden 
zu den Sätzen 5 und 6. 

3. Pädagogische Tätigkeiten im Ganztag 

a) In den Anmerkungen Nummer 3 in der Anlage 1 zur DVO, Teil 
B Abschnitt XXIV, wird hinter dem Wort „Erzieher“ das Wort 
„Kinderpfleger“ sowie hinter dem Wort „Schulkindergärten,“ die 
Wörter „Ganztagsangeboten für Schulkinder,“ ergänzt. 

b) In den Anmerkungen Nummer 3 in der Anlage 1 zur DVO, Teil 
B Abschnitt XXIV, werden der Klammerzusatz zur Entgelt-
gruppe S 3 und der Klammerzusatz zur Entgeltgruppe S 4 Fall-
gruppe 1 um die Anmerkungen Nummer 3 ergänzt. 

4. Eingruppierung von Leitern von Kindertagesstätten 

Die Anmerkung Nummer 9 in der Anlage 1 zur DVO, Teil B 
Abschnitt XXIV wird wie folgt neu gefasst: 

„Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige 
Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl der vom 1. Januar bis 
31. Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres vergebenen, 
je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde zu legen. Eine 
Unterschreitung der maßgeblichen je Tag gleichzeitig belegbaren 
Plätze von nicht mehr als 7,5 vom Hundert führt nicht zur Herab-
gruppierung. Eine Unterschreitung um mehr als 7,5 vom Hundert 
führt erst dann zur Herabgruppierung, wenn die maßgebliche Platz-
zahl drei Jahre hintereinander unterschritten wird. Die Unter-
schreitung der maßgeblich je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze 
führt auch dann nicht zu einer Herabgruppierung, wenn aufgrund 
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von zu betreuenden Kindern mit erhöhtem oder wesentlich erhöh-
tem Förderungsbedarf (A- oder B-Status) entsprechende Betreu-
ungsanforderungen festgestellt werden. Eine Unterschreitung auf 
Grund vom Arbeitgeber verantworteter Maßnahmen (zum Beispiel 
Qualitätsverbesserungen) führt ebenfalls nicht zur Herabgruppie-
rung. Hiervon bleiben organisatorische Maßnahmen infolge demo-
grafischer Handlungsnotwendigkeiten unberührt.“ 

5. Sozialarbeiter bzw. Sozialpädagogen sowie Heilpädagogen mit 
abgeschlossener Hochschulbildung 

Die Anmerkung Nummer 12 in der Anlage 1 zur DVO, Teil B 
Abschnitt XXIV wird wie folgt gefasst: 

„12. Schwierige Tätigkeiten sind zum Beispiel die 

a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 
b) begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nachgehende 

Fürsorge für ehemalige Heimbewohner 
c) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende 

Fürsorge für ehemalige Strafgefangene, 
d) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Mitarbeiter mindestens 

der Entgeltgruppe S 9, 
e) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von behinderten 

Menschen im Sinne des § 2 SGB IX, bei denen mindestens vier 
der neun Lebensbereiche im Sinne von § 118 SGB IX nicht nur 
vorübergehende Beeinträchtigung der Aktivität und Teilhabe 
vorliegen, 

f) Tätigkeiten in der Schulsozialarbeit, 
g) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von Menschen mit 

multiplen psychosozialen Beeinträchtigungen.“ 

6. Wohnzulage 

In der Anmerkung Nummer 1 der Anlage 1 zur DVO, Teil B 
Abschnitt XXIV, wird der Satz 1 wie folgt neu gefasst: 

„Die Mitarbeiter erhalten für die Dauer der Tätigkeit in einer beson-
deren Wohnform (insbesondere stationäre Einrichtungen, Wohn-
gruppen für Menschen mit Behinderung im Sinne von SGB IX, 
Kinder- und Jugendwohnheimen oder vergleichbaren Einrich-
tungen [Heim]) oder in der ambulant unterstützten Einzel-
betreuung, wenn diese als Präsenzleistung durchgängig für 24 
Stunden täglich erfolgt, sowie in der Heimerziehung nach § 34 SGB 
VIII eine Zulage in Höhe von 100,00 Euro, wenn dort ein überwie-
gender Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- 
oder Betreuungsbedarf untergebracht ist bzw. betreut wird.“ 
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III. Werte Entgeltgruppe S 9/Anerkennung einschlägiger Berufserfahrung 

1. Die Tabellenwerte der Entgeltgruppe S 9 in Anlage 2 zur DVO 
„Entgelttabelle 3 für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst in 
den (Erz-)Bistümern Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz, Hamburg und 
Magdeburg“ werden mit Wirkung vom 1. Juli 2022 wie folgt ange-
hoben:  

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
S 9 
in 
Euro 

 
3.060,00 

 
3.280,00 

 
3.530,00 

 
3.900,00 

 
4.250,00 

 
4.520,00 

und erhöhen sich bis zum 30. September 2024 bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen um den für die Entgeltgruppe S 9 festgelegten 
Vomhundertsatz. 

2. Die Fußnote 39 des § 16 Absatz 2 Satz 1 DVO wird um folgenden 
Satz 2 ergänzt: 

„Als Erwerb einschlägiger Berufserfahrung gilt auch die fachprakti-
sche Ausbildung im Rahmen der praxisintegrierten Ausbildungs-
gänge zum Erzieher nach landesgesetzlichen Regelungen und im 
Rahmen der praxisintegrierten Ausbildungsgänge zum Heilerzie-
hungspfleger nach landesgesetzlichen Regelungen.“ 

IV. Änderung des § 39 DVO 

In § 39 Absatz 7 DVO wird die Angabe „1. März 2022“ durch die 
Angabe „1. Juli 2022“ ersetzt.  

 
Teil B. Inkrafttreten 
Die in den Punkten I. 1. und III. 2. benannten Änderungen der DVO bzw. 
ihrer Anlagen treten zum 1. Januar 2022 in Kraft, Punkt I. 2b) zum 1. Januar 
2023, die übrigen zum 1. Juli 2022. 
 
Thomas Kriesel 
Vorsitzender der Regional-KODA Nord-Ost  
 
 
Beschluss 5/2022 der Regional-KODA Nord-Ost vom 30. Juni 2022 
 
In der Sitzung am 30. Juni 2022 in Magdeburg hat die Regional-KODA Nord-
Ost Folgendes beschlossen: 
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I. Änderung der DVO  

In § 29 Absatz 4 Satz 1 DVO werden nach den Wörtern „Die Tätigkeit eines 
Mitarbeiters als Mitglied“ die Wörter „im Verwaltungsrat“ gestrichen und 
durch die Wörter „im Aufsichtsrat und in der Vertreterversammlung“ ersetzt.  

II. Inkrafttreten 

Die Änderung der DVO tritt zum 1. Oktober 2022 in Kraft. 
 
Thomas Kriesel 
Vorsitzender der Regional-KODA Nord-Ost  
 
 
Die vorausgehenden Beschlüsse werden für das Bistum Dresden-Meißen 
hiermit in Kraft gesetzt. 
 
Dresden, den 26. September 2022 
 
 
                LS 
gez. + Heinrich Timmerevers   Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

87. Regional-KODA Nord-Ost – Wahl der Mitarbeitervertreter 
 

Für die in KA 33/2022 angekündigte Wahl der Mitarbeitervertreter für die 
Regional-KODA Nord-Ost hat sich für das Bistum Dresden-Meißen der 
Wahlvorstand konstituiert:  

Barbara Zalesky (Vorsitzende)     Tel.: 0351 31563-228 
Steffen Hollmann (Stellvertretender Vorsitzender) Tel.: 0351 31563-314 
Dr. Ariane Bartkowski (Schriftführerin)    Tel.: 0351 31563-651 
Michael Einsiedler      Tel.: 0351 31563-527 
Norman Reitner       Tel.: 0351 31563-321 
 

Der Wahlvorstand sendet gemäß der Wahlordnung den betreffenden kirch-
lichen Anstellungsträgern die benötigten Unterlagen für die Wahlvorschläge 
und das Wählerverzeichnis mit den nötigen Erläuterungen zu. Kirchliche 
Rechtsträger, die für ihren Bereich die Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes rechtsverbindlich übernommen haben und nicht die AVR anwen-
den, werden gebeten, sich beim Wahlvorstand zu melden, falls sie diese 
Unterlagen bis zum 30. September 2022 nicht bekommen haben.  
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Als Termin für die Rücksendung der Wahlvorschläge und der korrigierten 
Wählerverzeichnisse an den Wahlvorstand wurde der 28. Oktober 2022 
(Posteingang) festgelegt. Nach diesem Termin werden die Stimmzettel 
erstellt und die Wahlunterlagen zugesandt.  

Letzter Termin für die Rücksendung der Stimmzettel durch die betroffenen 
Einrichtungen ist der 9. Dezember 2022 (Posteingang). Am 12. Dezember 
2022 erfolgt die Auszählung der Stimmen.  

Erklärungen an den Wahlvorstand, Einsprüche und Wahlvorschläge sind 
ausschließlich zu richten an: 

Wahlvorstand des Bistums Dresden-Meißen zur KODA-Wahl 
Käthe-Kollwitz-Ufer 84 
01309 Dresden 
 
 

88. Kollekte in den Allerseelen-Gottesdiensten 

(2. November 2022) 
 
Die Kollekte in den Allerseelen-Gottesdiensten dient der Unterstützung der 
Priesterausbildung (Diözesan- und Ordenspriester) in Mittel-, Ost- und Süd-
osteuropa. Für den Wiederaufbau und die Stärkung der Kirche in den 
betroffenen Ländern ist die Priesterausbildung auch 30 Jahre nach dem 
Ende des Kommunismus weiterhin sehr wichtig.  

Die Kollekte wird über die Diözesen an Renovabis weitergeleitet. Wir bitten 
um ein empfehlendes Wort für dieses wichtige Anliegen. Ein Plakat wird von 
Renovabis direkt verschickt bzw. kann dort angefordert werden (Adresse 
siehe unten).  

Die Kollekten-Gelder sollen zeitnah mit dem Vermerk „Allerseelen-Kollekte 
2022“ an LIGA Bank eG, IBAN DE89 7509 0300 0008 2830 01, BIC 
GENODEF1M05, Buchungsnummer 60016 überwiesen werden. Die 
Bistumskasse leitet die Beträge an Renovabis weiter. 

Nähere Auskünfte: 

Solidaritätsaktion Renovabis 
Kardinal-Döpfner-Haus, Domberg 38/40, 85354 Freising 
Tel.: 08161 5309-53 oder -49, Fax: 08161 5309-44 
E-Mail: info@renovabis.de 
www.renovabis.de 
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89. Ergänzung Kollektenplan  
 
Der Kollektenplan des Bistums für das Jahr 2022 (KA 101/2021) wird wie 
folgt ergänzt: 

16.10.  Kollekte „Unterstützung für Vertriebene aus der Ukraine“  
Buchungsnummer: 602900 

 
 

90. Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteilnehmer am 
13. November 2022 

 
Gemäß den Beschlüssen der Deutschen Bischofskonferenz werden die 
Gottesdienstteilnehmer zwei Mal im Jahr gezählt. Die zweite Zählung findet 
am zweiten Sonntag im November (13. November 2022) statt. 

Zu zählen sind alle Personen, die an den sonntäglichen Heiligen Messen 
(einschließlich Vorabendmesse) teilnehmen. Mitzuzählen sind auch die 
Besucher der Wort- oder Kommuniongottesdienste, die anstelle einer 
Eucharistiefeier gehalten werden. Zu den Gottesdiensteilnehmern zählen 
auch die Angehörigen anderer Pfarreien (z. B. Wallfahrer, Seminarteilneh-
mer, Touristen und Besuchsreisende). 

Die Erfassung erfolgt pro Gottesdienststation in der zuständigen Pfarrei. Um 
Ihnen die Arbeit bei der Erfassung zu erleichtern, werden Zusatzerhebungs-
bögen für die kirchliche Statistik bereits zum Zählsonntag in e-mip freige-
schaltet. Dort können die Gottesdienstorte einzeln erfasst und die Anzahl der 
Gottesdienste sowie die Anzahl der Besucher eingetragen werden. Die 
Übertragung in den Erhebungsbogen am Jahresende erfolgt dann automa-
tisch. 

Bei der Einrichtung der Gottesdienststationen in e-mip und weiteren Fragen 
zur Erfassung der Gottesdienstbesucher ist Ihnen die kirchliche Meldestelle 
gern behilflich (Tel.: 0351 31563-203, E-Mail: meldewesen@bddmei.de). 
 
 

91. Eintrag der Taufe bei gleichgeschlechtlichen Sorge-
berechtigten 

 
Hinweise zum Eintrag der Taufe in das Taufbuch und zum Erstellen von 
Taufurkunden und Taufbescheinigungen bei gleichgeschlechtlichen Sorge-
berechtigten des Täuflings: 
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Taufe 

Der leibliche Elternteil wird in die Spalte „Eltern“ (Vater bzw. Mutter) 
eingetragen. Der zweite sorgeberechtigte Elternteil wird in die Spalte 
„Bemerkungen“ eingetragen. 

Sind beide Elternteile kein leiblicher Elternteil, werden die leiblichen 
Eltern, sofern diese bekannt sind, in die Spalte „Eltern“ (Vater bzw. 
Mutter) eingetragen. Die Adoptiveltern werden unter „Bemerkungen“ 
eingetragen. Der Taufbucheintrag erhält einen entsprechenden Sperr-
vermerk für das Erstellen von Urkunden und das Erteilen von Auskünften 
(KA 199/1995). 

Eine Taufbescheinigung für das Familienstammbuch kann angefertigt 
und ausgehändigt werden. Sie ist mit einem Vermerk zu versehen, dass 
es sich nicht um einen amtlichen Auszug aus dem Taufregister handelt. 
Diese Bescheinigung enthält folgende Angaben: 

 Die gleichgeschlechtlichen Eltern werden (ohne Angabe von Vater 
und/oder Mutter) als „Eltern“ angegeben. 

 Taufpaten, Taufspender, Taufdatum, Taufkirche, ggf. Taufspruch, 
taufbuchführende Pfarrei, Ausstelldatum, Siegel, Unterschrift. 

Ein Auszug aus dem Taufregister kann nur als wortgetreue Abschrift aus 
dem Taufbuch erfolgen. Trägt der Taufbucheintrag einen Sperrvermerk, 
dann darf der Auszug nur mit Erlaubnis des Ortsordinarius ausgestellt 
werden. 

Andere Sakramente und Amtshandlungen 

Bei Eintragungen anderer Sakramentenspendungen und Amtshand-
lungen in die Matrikelbücher und beim Erstellen von Bescheinigungen ist 
in gleicher Weise vorzugehen. 

 
 

92. Repräsentativerhebung 2022/2023 zur Vervielfältigung 
von Liedern  

 
Der Verband der Diözesen Deutschlands (VDD) wird gemeinsam mit der 
Verwertungsgesellschaft Musikedition von Oktober 2022 bis September 
2023 eine Repräsentativerhebung zur Vervielfältigung von Noten und Lied-
texten durchführen. Entsprechendes sieht der Vertrag zwischen dem VDD 
und der VG Musikedition vor.  

Die Erhebung wird erstmals online durchgeführt. Die teilnehmenden Einrich-
tungen, insgesamt 10 %, wurden durch den VDD nach repräsentativen 
Gesichtspunkten ausgewählt. Ende August wurden die betroffenen 
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Pfarreien per Post über die Erhebung informiert und erhielten ihre Zugangs-
codes per E-Mail.  

Für die ausgewählten Pfarreien besteht die Pflicht, an der Erhebung mitzu-
wirken. Nur so kann das Prinzip der Pauschalverträge gesichert werden. 
Andernfalls müssten mit hohem Aufwand Einzelberechtigungen eingeholt 
werden. 
 
 

93. Bekanntmachung 
 
Zum 31. Juli 2022 wurde die Kommunität der Oblaten in Zwickau 
aufgehoben und das Kloster, Schloßstr. 9 in 08056 Zwickau, geschlossen.  
 
 

94. Personalia 
 
 
Diese Nummer enthält personenbezogene Daten, die aus 
datenschutzrechtlichen Gründen nicht im Internet veröffentlicht werden 
dürfen. 
 
 
 

 
gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

Herausgeber: 
Bistum Dresden-Meißen 
Käthe-Kollwitz-Ufer 84 
01309 Dresden 


